Formulierungsbeispiel: Formwechselnde Umwandlung

Beurkundet am …

I. Sachstand

An der unter der Firma

X GmbH & Co. KG mit dem Sitz in B-Dorf,

betriebenen Kommanditgesellschaft, eingetragen unter HR A … des Amtsgerichts B-Stadt sind als Kommanditisten beteiligt:


a)
Herr W mit einem Kommanditanteil in Höhe von 1 040 000 €,


b)
Frau S mit einem Kommanditanteil in Höhe von 480 000 €,


c)
Frau A mit einem Kommanditanteil in Höhe von 480 000 €.

Die X Verwaltungs GmbH ist persönlich haftende Gesellschafterin ohne Kapitalein​lage, deren Geschäftsanteile zu 100% bei der X GmbH & Co. KG liegen.

II. Beschlussfassung

Die Gesellschafter treten unter Verzicht auf alle vertraglichen und gesetzlichen Form- und Fristerfordernisse in eine Gesellschafterversammlung ein und fassen einstimmig folgenden Beschluss:

 1.
Die X GmbH & Co. KG mit dem Sitz in B-Dorf wird formwechselnd gem. den §§ 190 ff. UmwG in eine Aktiengesellschaft umgewandelt.

 2.
Die Firma der Gesellschaft in der Rechtsform der Aktiengesellschaft lautet: X-AG. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in B-Dorf.

 3.
An der AG sind die Gesellschafter im bisherigen Beteiligungsverhältnis beteiligt.

 4.
Dem Formwechsel wird steuerlich die Schlussbilanz der X GmbH & Co. KG per 31. 12. 00 zugrunde gelegt (steuerrechtlicher Übertragungsstichtag).

 5.
Art, Zahl und Umfang der Beteiligung der bisherigen Gesellschafter an der künftigen AG sowie die Rechte der Aktionäre im einzelnen ergeben sich aus der neu gefassten Satzung der AG, die ein Bestandteil dieses Umwandlungsbeschlusses ist.

 6.
Inhaber besonderer Rechte an der X GmbH & Co. KG gibt es nicht.

 7.
Auf die Arbeitnehmer der X GmbH & Co. KG und ihre Vertretungen wirkt sich der Formwechsel wie folgt aus:

a)
Die Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer aus den bestehenden Arbeitsverträgen bleiben unberührt. § 613 a BGB ist auf den Formwechsel nicht anzuwenden.

b)
Die bestehenden betrieblichen Vereinbarungen bleiben unberührt.

c)
Ein Betriebsrat besteht nicht.

 8.
Alle Gesellschafter verzichten auf die Erstellung eines Umwandlungsberichtes gem. § 192 Abs. 3 Satz 2 UmwG.

 9.
Alle Gesellschafter verzichten ebenfalls auf eine Anfechtung des Beschlusses über den Formwechsel.

10.
Zu den ersten Mitgliedern des Aufsichtsrates werden bestellt: … für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrates für das zum 31. 12. 04 endende Geschäftsjahr beschließt.

11.
Zum Abschlussprüfer für das zum 31. 12. 01 endende Geschäftsjahr bestellen wir die Treuhand AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

III. Grundkapital

Das Grundkapital der X-AG beträgt 2 000 000 € – zwei Millionen Euro –.

Dies entspricht der Gesamtsumme aus den gegenwärtigen Kapitalkonten I und II der Gesellschafter W, S und A sowie der Anschaffungskosten/Buchwert der Anteile der Gesellschafter W, S und A an der X Beteiligungs GmbH. Der das Grundkapital von 2 000 000 € übersteigende Betrag aus der Gesamtsumme der Kapitalkonten I und II sowie der Anschaffungskosten/Buchwert der Anteile der Gesellschafter W, S und A an der X Verwaltungs GmbH wird in die Kapitalrücklage nach § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB gebucht. Die Privatkonten der Gesellschafter W, S und A werden zu Darlehensverbindlichkeiten der X-AG gegenüber den vorgenannten Gesellschaftern.

IV. Grundbesitz

Die Gesellschaft hat Grundbesitz in der Gemarkung B-Dorf und ist an anderen grundbesitzhaltenden Gesellschaften beteiligt.

V. Gegenleistung

Das im Zug des Formwechsels geschaffene Grundkapital stellt steuerrechtlich die Gegenleistung für die steuerrechtlich fingierte Einbringung der Mitunternehmeranteile an der X GmbH & Co. KG.

VI. Schlussbestimmungen

1. Hinweise

Der Notar weist die Erschienenen auf Folgendes hin:

1.
Die geschäftsführungsbefugten Gesellschafter der X GmbH & Co. KG sind bei Verletzung ihrer Sorgfaltspflicht gesamtschuldnerisch verpflichtet, der X GmbH & Co. KG, ihren Gesellschaftern und Gläubigern allen Schaden zu ersetzen, den diese durch den Formwechsel erleiden.

2.
Der Formwechsel wird erst wirksam, wenn die neue Rechtsform Aktiengesellschaft in dem Handelsregister eingetragen ist.

3.
Rechte Dritter an den Gesellschaftsanteilen der X GmbH & Co. KG bestehen an den künftigen Aktien fort.

4.
Das Registergericht wird die Eintragung des Formwechsels bekannt machen. Darin werden die Gläubiger der X GmbH & Co. KG auf folgendes Recht hingewiesen: Wenn sie binnen sechs Monaten nach der Bekanntmachung ihren Anspruch nach Grund und Höhe gegenüber der AG schriftlich anmelden und glaubhaft machen, dass die Erfüllung ihrer Forderung durch den Formwechsel gefährdet wird, können sie Sicherheitsleistung verlangen, sofern sie nicht schon die Befriedigung ihrer Forderung beanspruchen können.

5.
Soweit an den Gesellschaftsanteilen der X GmbH & Co. KG Sonderrechte zugunsten Dritter bestehen, wie z. B. stille Beteiligungen u. ä., sind diesen Dritten vergleichbare Rechte in der AG einzuräumen.

6.
Sollte die umgewandelte AG in den ersten zwei Jahren nach Eintragung des Formwechsels in das Handelsregister Anlagen und Vermögensgegenstände gegen eine Vergütung von mehr als 10% des Grundkapitals erwerben, ohne dass dieser Erwerb den Gegenstand des Unternehmens der AG bildet, so ist die Vorschrift des § 52 AktG über die Nachgründung zu beachten.

2. Abschriften

Von dieser Urkunde erhalten:

Ausfertigungen:

die beteiligten Gesellschaften und Gesellschafter

Beglaubigte Abschriften:

das Registergericht B-Stadt eine elektronische

einfache Abschriften:

das Finanzamt Körperschaftsteuerstelle

das Finanzamt -Grunderwerbsteuerstelle-

die Treuhand AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

Samt Anlage vorgelesen vom Notar …

Anlage: Satzung der X-AG

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 – Firma, Sitz, Geschäftsjahr

Die Gesellschaft führt die Firma X-AG.

Sie hat ihren Sitz in B-Dorf.

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

1.
Gegenstand des Unternehmens sind Herstellung, Vertrieb und Handel von Metallprodukten.

2.
Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem Gegenstand des Unternehmens unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie darf zu diesem Zweck auch andere Unternehmen im In- und Ausland gründen, erwerben oder sich an diesen beteiligen und deren Geschäftsführung übernehmen sowie Unternehmensverträge abschließen und Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten.

§ 3 Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.

II. Grundkapital und Aktien

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 2 000 000 € (in Worten: zwei Millionen Euro).

Das Grundkapital ist eingeteilt in 2000 Aktien mit einem rechnerischen Anteil von je 1000 am Grundkapital.

Es halten:

a)
Herr W 1040 Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von 1000 pro Stück,

b)
Frau S 480 Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von 1000 pro Stück,

c)
Frau A 480 Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von 1000 pro Stück.

§ 5 Namensaktien, Übertragung der Aktien

1.
Die Aktien lauten auf den Namen der Aktionäre.

2.
Aktien können nur mit Zustimmung der Gesellschaft belastet oder übertragen werden. Die Zustimmung darf erst erteilt werden, wenn die Hauptversammlung zugestimmt hat, wobei der betroffene Aktionär kein Stimmrecht hat.

3.
Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn ein Aktionär eine Übertragung auf leibliche Abkömmlinge oder einen anderen Aktionär der X-AG vornimmt.

§ 6 Einziehung von Aktien

1.
Außer in den Fällen des § 237 AktG ist die Zwangseinziehung von Aktien gestattet wenn

–
über das Vermögen des betroffenen Aktionärs ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird;

–
die Aktien ganz oder teilweise von einem Gläubiger des betroffenen Aktionärs gepfändet werden und die Vollstreckungsmaßnahme nicht innerhalb von drei Monaten, spätestens jedoch bis zur Verwertung der Aktien aufgehoben wird;

–
die Aktien von Todes wegen auf eine oder mehrere Personen übergehen, die nicht Aktionäre oder leibliche Abkömmlinge des verstorbenen Aktionärs sind und die Aktien nicht innerhalb von 6 Monaten nach dem Tod des Aktionärs auf eine oder mehrere der berechtigten Personen übertragen werden.

2.
Über die Einziehung beschließt die Hauptversammlung.

3.
Die Höhe des Einziehungsentgelts entspricht dem Anteil am Unternehmenswert. Der Unternehmenswert ist durch den im Zeitpunkt des Einziehungsbeschlusses für die Gesellschaft tätigen Steuerberater als Schiedsgutachter gemäß § 317 BGB festzusetzen. Dabei ist der Unternehmenswert nach dem von der Finanzverwaltung angewandten vereinfachten Ertragswertverfahren gem. §§ 200 ff. BewG zu ermitteln. Das Abfindungsguthaben ist in fünf gleichen, unmittelbar aufeinander folgenden Jahresraten auszuzahlen. Die erste Rate ist 6 Monate nach dem Einziehungsbeschluss zur Zahlung fällig. Ab diesem Zeitpunkt ist das restliche Abfindungsgut​haben mit jährlich 5% zu verzinsen. Die Zinsen sind jeweils mit den Jahresraten zu zahlen. Eine vorzeitige Zahlung der Abfindung ist jederzeit zulässig.

III. Der Vorstand

§ 7 Zusammensetzung

1.
Der Vorstand besteht aus mindestens einem Mitglied. Im übrigen bestimmt der Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder des Vorstands.

2.
Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen.

3.
Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

4.
Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung und einen Geschäftsverteilungsplan geben. Beides bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats.

§ 8 Vertretung

1.
Die Gesellschaft wird durch zwei Mitglieder des Vorstands oder durch ein Mitglied des Vorstands zusammen mit einem Prokuristen vertreten. Besteht der Vorstand nur aus einer Person, so vertritt dieser allein.

2.
Mitgliedern des Vorstands kann Einzelvertretungsbefugnis und/oder Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB durch den Aufsichtsrat erteilt werden, soweit dem nicht § 112 AktG entgegensteht.

IV. Aufsichtsrat

§ 9 Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung

1.
Der Aufsichtsrat besteht aus 3 Mitgliedern. Sollten künftig aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften dem Aufsichtsrat auch von den Arbeitnehmern gewählte Mitglieder angehören, dann besteht die Gesamtzahl der Aufsichtsratsmitglieder aus 6 Personen.

2.
Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über ihre Entlastung für das 4. Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.

3.
Die Mitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von einem Monat niederlegen.

4.
Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, dann ist für den Rest der Amtszeit ein Nachfolger zu wählen.

5.
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und kann einen stellvertretenden Vorsitzenden wählen.

§ 10 Beschlüsse des Aufsichtsrats

1.
Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, ersatzweise durch seinen Stellvertreter einberufen. Jedes Mitglied des Vorstands und jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann unter Angabe des Zwecks und der Gründe die Einberufung einer Aufsichtsratssitzung verlangen.

2.
Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Er ist beschlussfähig, wenn wenigstens zwei Drittel seiner Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Mit Zustimmung aller Aufsichtsratsmitglieder können Beschlüsse auch ohne die Abhaltung einer Sitzung gefasst werden.

3.
Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. An der Teilnahme verhinderte Mitglieder dürfen sich von anderen Mitgliedern des Aufsichtsrats bei der Stimmabgabe mit konkreten Weisungen vertreten lassen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

4.
Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsitzende zu unterzeichnen hat.

5.
Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschlüsse erforderlichen Erklärungen abzugeben und an den Aufsichtsrat gerichtete Erklärungen in Empfang zu nehmen.

6.
Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine angemessene jährliche Vergütung, die die Hauptversammlung festlegt. Eine auf die Vergütungen zu zahlende Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet.

7.
Folgende Geschäfte oder Rechtshandlungen bedürfen der Zustimmung des Aufsichtsrats:

–
Beschlussfassung über das Investitionsbudget;

–
Abschluss, Kündigung und Änderung von Beherrschungs- und/oder Gewinnabführungsverträgen;

–
Gründung, Liquidation und Verkauf von Tochterunternehmen (ganz oder zum Teil) sowie Erwerb oder Aufgabe von Beteiligungen an anderen Unternehmen.

V. Hauptversammlung

§ 11 Ort und Einberufung

1.
Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft statt. Sie kann mit Zustimmung aller Aktionäre auch an jedem anderen Ort stattfinden.

2.
Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand einberufen.

3.
Die Einberufung muss mindestens ein Monat vor dem Tag der Versammlung durch eingeschriebene Briefe an alle Aktionäre erfolgen. Dabei werden der Tag der Absendung und der Tag der Hauptversammlung nicht mitgerechnet. Mit der Einbe​rufung sind alle Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen.

4.
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind alle am Tag der Hauptversammlung im Aktienverzeichnis eingetragenen Aktionäre oder deren bevollmächtigte Vertreter berechtigt.

§ 12 Vorsitz, Stimmrecht

1.
Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Wenn sowohl der Vorsitzende des Aufsichtsrats als auch sein Stellvertreter verhindert sind, wird der Vorsitzende durch die Hauptversammlung gewählt.

2.
Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt mit der vollständigen Leistung der Einlage.

3.
Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst und, wenn das Gesetz zusätzlich eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals.

4.
Über die Verhandlungen wird ein vom Versammlungsleiter zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen, soweit nicht notarielle Beurkundung erforderlich ist.

VI. Rechnungslegung und Gewinnverwendung

§ 13 Jahresabschluss, Lagebericht

1.
Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen nach Abschluss eines Geschäftsjahres den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang) sowie den Lagebericht aufzustellen und dem Abschlussprüfer zu übersenden. Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts hat der Vorstand den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Prüfungsbericht des Abschlussprüfers dem Aufsichtsrat vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag mitzuteilen, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will.

2.
Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstandes und den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis der Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats nach Zugang der Vorlagen dem Vorstand zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlassen.

3.
Unverzüglich nach Eingang des Berichtes des Aufsichtsrats hat der Vorstand die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres statt zu finden hat.

§ 14 Rücklagen, Gewinnverwendung

1.
Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen; dasselbe gilt, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt. Verlustvorträge sind vorweg zu bedienen.

2.
Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns.

§ 15 Gründungskosten

Die Kosten der Gründung, insbesondere die Notargebühren, die Kosten der Gründungsprüfung, der Handelsregistereintragung und Bekanntmachung sowie die Kosten der Gründungsberatung trägt die X-AG bis zu einem Betrag von 10 000 €.

Sofern die anfallenden Kosten diesen Betrag übersteigen, fällt der Mehrbetrag den Aktionären im Verhältnis ihrer Beteiligung zur Last.
















